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Einstellungen von Strafverfahren gegen Geldauflagen gemäß § 153a StPO am Amtsge-
richt Warendorf – begünstigte Organisationen und Verteilungspraxis 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Nach § 153a StPO können Strafverfahren mit Zustimmung des zuständigen Gerichts vorläufig 
eingestellt werden, wenn der Beschuldigte bestimmte Auflagen oder Weisungen erfüllt. Zu 
diesen Auflagen zählt insbesondere die Zahlung eines Geldbetrages zugunsten der Staats-
kasse oder einer gemeinnützigen Einrichtung. Diese Form der Verfahrensbeendigung stellt ein 
etabliertes Instrument der Strafrechtspflege dar und wird in einer Vielzahl von Verfahren an-
gewandt. 
 
Da die Auswahl der begünstigten Einrichtungen regelmäßig im Zusammenhang mit Entschei-
dungen einzelner Staatsanwaltschaften und Gerichte erfolgt, ist eine transparente und diffe-
renzierte Betrachtung nach jedem einzelnen Strafgericht in Nordrhein-Westfalen erforderlich, 
um Gleichbehandlung, Nachvollziehbarkeit und rechtsstaatliche Standards sicherzustellen. 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 7743 mit Schreiben vom 22. Mai 2026 namens 
der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Wie viele Strafverfahren wurden am Amtsgericht Warendorf in den Jahren 2022 

bis 2025 jeweils nach § 153a StPO gegen Geldauflagen eingestellt? (Bitte jahres-
scharf nach Monaten aufschlüsseln.) 

 
Ausweislich der mir vorliegenden Berichte des staatsanwaltschaftlichen Geschäftsbereichs 
wurde durch das vorgenannte Amtsgericht in den Jahren 2022 bis 2025 die sich aus der nach-
folgenden Aufstellung ergebende Anzahl an Strafverfahren nach § 153a Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 
Nr. 2 StPO eingestellt: 
 

Jahr Verfahrenseinstellungen 

2022 42 

2023 33 

2024 35 

2025 39 
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2. Welche Organisationen, Vereine oder sonstigen Einrichtungen haben am Amtsge-
richt Warendorf in den Jahren 2022 bis 2025 Geldauflagen nach § 153a StPO er-
halten? (Bitte jahresscharf nach Datum, dem Namen der Einrichtung, dem Zweck 
(z. B. Opferhilfe, Soziales, Kultur, Umwelt) sowie der Höhe der der zugewiesenen 
Geldauflagen aufschlüsseln.) 

 
Eine statistische Erfassung dieser Daten bezogen auf die einzelnen Amtsgerichte des Landes 
findet nicht statt. Für die Ermittlung wäre eine händische Auswertung aller in Betracht kom-
menden Einzelvorgänge durch die Staatsanwaltschaft, in deren Bezirk das Amtsgericht liegt, 
erforderlich. Dies ist mit Blick auf die sich aus der Antwort auf die Frage 1 ergebende Anzahl 
jährlicher gerichtlicher Einstellungsentscheidungen nicht mit vertretbarem Aufwand möglich. 
 
Die von den Gerichten und Staatsanwaltschaften des Landes insgesamt durch Zuweisung von 
Geldauflagen in Ermittlungs-, Straf- und Gnadenverfahren begünstigten Einrichtungen, deren 
Tätigkeitsbereich sowie die jährlich zugewiesenen Beträge können den Jahresberichten der 
Generalstaatsanwaltschaft Düsseldorf – Zentralstelle Gemeinnützige Einrichtungen – entnom-
men werden, die durch das Ministerium der Justiz seit dem Jahr 2012 dem Rechtsausschuss 
des Landtags zugänglich gemacht und seit dem Jahr 2023 im Internet veröffentlicht werden. 
 
 
3. Nach welchen rechtlichen, organisatorischen oder verwaltungsinternen Kriterien 

erfolgt die Auswahl der begünstigten Einrichtungen bei Einstellungen nach § 153a 
StPO am Amtsgericht Warendorf? 

 
Die Auswahl der gemeinnützigen Einrichtung steht bei Einstellungen nach 
§ 153a Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 2 StPO im Ermessen des erkennenden Gerichts. Insoweit gilt 
Art. 97 GG. Zur Erleichterung der Auswahl wird bei der Generalstaatsanwältin in Düsseldorf 
gemäß Abschnitt II. der AV d. JM vom 28. Oktober 2020 (4100 - III. 210) - JMBl. NRW S. 282 
- über Geldauflagen in Ermittlungs-, Straf- und Gnadenverfahren zu Gunsten gemeinnütziger 
Einrichtungen eine Online-Datenbank geführt, in die gemeinnützige Einrichtungen auf Antrag 
aufgenommen werden können. Um den Anschein zu vermeiden, staatliches Handeln könne 
von den privaten Interessen der Amtsinhaber (Richterinnen und Richter sowie Dezernentinnen 
und Dezernenten der Staatsanwaltschaft) gesteuert sein, haben diese sich gemäß Abschnitt I 
Nummer 2 Absatz 3 der vorgenannten AV bei vorhandenen persönlichen Interessen jeder 
Amtshandlung zu enthalten. 
 
 
4. In wie vielen Fällen wurden am Amtsgericht Warendorf in den Jahren 2022 bis 2025 

die im Rahmen des § 153a StPO auferlegten Geldauflagen nicht oder nicht voll-
ständig erfüllt? (Bitte jahresscharf aufschlüsseln.) 

 
Wird eine Geldauflage nach § 153a Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 2 StPO nicht oder nicht vollstän-
dig erfüllt, wird das Strafverfahren fortgesetzt und mit der abschließenden Erledigungsart sta-
tistisch erfasst. Anteilige Beträge, die ggf. zur Erfüllung der Geldauflage gezahlt wurden, wer-
den in diesem Fall nicht erstattet (§ 153a Abs. 2 Satz 2 i.V.m. Abs. 1 Satz 6 StPO). Eine 
gesonderte statistische Erfassung prozessual überholter vorläufiger Verfahrenseinstellungen 
findet nicht statt. Für die Ermittlung der nicht oder nicht vollständig erfüllten Geldauflagen wäre 
deshalb eine händische Auswertung aller in Betracht kommenden Einzelvorgänge durch die 
Staatsanwaltschaft, in deren Bezirk das Amtsgericht liegt, erforderlich. Dies ist mit Blick auf 
die Zahl der jährlich bei den Amtsgerichten anhängigen Strafverfahren nicht mit vertretbarem 
Aufwand möglich. 
 


